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1 Hintergrund 

Die Bundesregierung hat sich darauf verständigt, die Übertragungsnetzentgelte vor dem Hin-

tergrund der Preisbelastungen am Strommarkt im Jahr 2026 durch einen Zuschuss zur anteili-

gen Finanzierung der Übertragungsnetzkosten in Höhe von 6,5 Mrd. Euro zu dämpfen. 

Dadurch soll ein Beitrag zur Entlastung der Strombezugskosten insgesamt geleistet werden. 

Zuletzt erfolgte ein Zuschuss im Jahr 2023. 

Der Zuschuss für das Jahr 2026 und die Modalitäten der Zahlung an die Übertragungsnetzbe-

treiber mit Regelzonenverantwortung sollen in einem neuen § 24c EnWG gesetzlich verankert 

werden. In seiner rechtstechnischen Ausgestaltung entspricht der Entwurf des § 24c EnWG 

dem geltenden § 24b EnWG, auf dessen Grundlage bereits ein Zuschuss zur anteiligen Finan-

zierung der Übertragungsnetzkosten des Jahres 2023 geregelt wurde. 

Der Zuschuss soll durch Mittel des Klima- und Transformationsfonds finanziert werden. 

Die Lieferanten sollen Preissenkungen aus der Reduktion der Übertragungsnetzentgelte unbü-

rokratisch, d.h. ohne formalisierte Preisanpassungen an die Kundinnen und Kunden weiterge-

ben können. 

Wichtig:  

Eine Weitergabe des Netzentgeltzuschusses an die Kundinnen und Kunden zum 1. Januar 

2026 kann durch die Stromlieferanten nur dann effizient und rechtssicher erfolgen, wenn 

die gesetzliche Regelung spätestens am 10. Oktober 2025 im Bundestag verabschiedet wird.  

Der BDEW bittet die gesetzgebenden Organe dringend um eine Befassung mit Fristverkür-

zung. 

2 Vorbemerkung 

Der BDEW unterstützt die gesetzliche Verankerung eines Zuschusses zur Stabilisierung der 

Übertragungsnetzentgelte im Jahr 2026. Mit dem Zuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten 

werden nicht nur Verbraucher auf der Ebene der Übertragungsnetze, sondern alle stromver-

brauchenden Netznutzer auch in nachgelagerten Netzen wirksam entlastet.  

Es ist aber grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass die Energiewende und die Umsetzung der 

Ziele zur Klimaneutralität einen erheblichen Aus- und Umbau der Energienetze nach sich zie-

hen. Für deren Ausbau sind weitere hohe Investitionen notwendig. Darüber hinaus braucht es 

dringend einen Gleichklang zwischen Netzausbau auf der einen und dem Ausbau der 
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Erneuerbaren Energien, der Realisierung der Wärmewende und der Elektrifizierung im Ver-

kehrssektor auf der anderen Seite. 

Im Übrigen gilt: Die erheblichen Investitionen in die Übertragungs- wie in die Verteilnetze die-

nen der Modernisierung der Netzinfrastruktur in Deutschland und stellen sicher, dass die Ver-

braucher sich auch in Zukunft auf ein effizientes Netz mit höchster Sicherheit verlassen kön-

nen. Die Branche investiert in ein zukunftsfähiges Netz mit regionaler Wertschöpfung und 

schafft für den Bau und Betrieb der Netze neue Arbeitsplätze vor Ort. Es wird ein Netz errich-

tet, das auf die sich verändernden Bedürfnisse der Kunden zugeschnitten ist und völlig neue 

Möglichkeiten eröffnet. 

Die politischen Entscheidungsträger sollten in der Kommunikation der geplanten Entlastung 

der Stromkunden klar darauf hinweisen, dass die Entlastung bei den Kundinnen und Kunden 

unterschiedlich ankommen wird. Die Entlastung bleibt aber dennoch ein wichtiges und richti-

ges Instrument. 

3 Anmerkungen zum Entwurf 

Innerhalb der eintägigen Anhörungsfrist konnte eine Rückkopplung zum konkreten Textvor-

schlag mit den Mitgliedsunternehmen nicht erfolgen. Der BDEW geht davon aus, dass weitere 

Rückmeldungen aus den Unternehmen, insbesondere solche seitens der ÜNB zum Mechanis-

mus selbst, vom BMWE gewürdigt werden.  

➢ Bundestagsbeschluss spätestens am 10. Oktober 2025 

Oberste Priorität muss sein, die Neuregelung des § 24c EnWG zeitnah im Bundeskabinett zu 

beschließen und mit Fristverkürzung einen schnellen Beschluss des Deutschen Bundestages 

herbeizuführen. Nur so kann eine effiziente und rechtssichere Umsetzung durch die Energie-

versorgungsunternehmen gewährleistet werden. Andernfalls droht außerdem Verunsicherung 

bei den Kundinnen und Kunden, da möglicherweise mehrere Preisänderungen zu Beginn des 

Jahres 2026 erfolgen müssen.  

Die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichen bereits Anfang Oktober 2025 ihre vorläufigen 

Netzentgelte für das Jahr 2026. Diese Netzentgelte werden von den nachgelagerten Verteil-

netzbetreibern ihrerseits in die Netzentgelte einberechnet und entsprechend ihrer gesetzli-

chen Pflicht spätestens zum 15. Oktober 2025 veröffentlicht. Dies ermöglicht es den Stromlie-

feranten, die Netzentgelte in ihrer Preisgestaltung ab dem 1. Januar2026 zu kalkulieren. Für 

ein effizientes und rechtssicheres Verfahren sollte daher allerspätestens zum 10. Oktober 

2025 der Beschluss des Bundestages vorliegen. 
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Andernfalls sind die Netzbetreiber bei der Kalkulation ihrer Netzentgelte erheblichen rechtli-

chen Risiken ausgeliefert, da unklar ist, ob die (vorläufigen) Netzentgelte später noch korri-

giert werden müssen. Sollte bis Anfang Oktober 2025 keine Rechtssicherheit bezüglich des Zu-

schusses hergestellt sein, müssten Lieferanten entscheiden, ob sie die geplante, aber nicht 

rechtssichere Entlastung bei den Netzentgelten in die Preiskalkulation aufnehmen oder diese 

erst nach Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung und endgültigen Festlegung der Netzent-

gelte an Kunden weitergeben. Hier wären sehr unterschiedliche unternehmensindividuelle 

Vorgehensweisen zu erwarten, was dazu führt, dass Kunden zu verschiedenen Zeitpunkten 

stark differierende Preise angeboten werden. Dies würde jedoch nicht den Wettbewerb, son-

dern eine uneindeutige Rechtslage widerspiegeln und somit zu Intransparenz und zu Verunsi-

cherung führen.  

Es muss außerdem alles dafür getan werden, dass die Auszahlung des Zuschusses an die ÜNB 

trotz eines wirksamen Gesetzesbeschlusses nicht aus anderen Gründen scheitert. § 24c Abs. 5 

EnWG-E darf nur eine rechtliche Absicherung ultima ratio darstellen und nicht als Vorbehalt 

verstanden werden. 

➢ Geplante Anpassung des § 41 Abs. 6 EnWG  

Es ist richtig, dass der Referentenentwurf vorsieht, dass im Falle der unveränderten Weiter-

gabe von Minderbelastungen der Lieferanten aus verringerten Netzentgelten die Lieferanten 

keine bürokratische und formalisierte Preisanpassung gegenüber den Kundinnen und Kun-

den vornehmen müssen. Die vorgeschlagene Anpassung des § 41 Abs. 6 EnWG begrüßt der 

BDEW ausdrücklich und hatte sich hierfür auch eingesetzt. Mit der Regelung bleibt den 

Stromlieferanten der wirtschaftliche Aufwand erspart, allein wegen der Verringerung der 

Netzentgelte, Preisänderungsschreiben an die Kunden zu versenden. Da es sich hier um eine 

reine Kostenwälzung, d.h. um die bloße Weiterreichung eines Durchlaufpostens handelt und 

der Energielieferant keine neue Preiskalkulation durchführt, ist der Entfall einer Sonderkündi-

gungsmöglichkeit folgerichtig. 

Gleichwohl ist zu bedenken, dass einige Lieferanten zum 1. Januar 2026 aus anderen Gründen 

Preisanpassungen vornehmen müssen und diese den formalen Anforderungen des EnWG und 

der StromGVV genügen müssen. Gerade für diese Fälle ist von großer Bedeutung, dass der Ge-

setzentwurf zügig verabschiedet wird. Nur so können die Lieferanten eine einheitliche Preis-

stellung zum 1. Januar 2026 vornehmen (siehe oben).  

Darüber hinaus fordert der BDEW, dass diese Regelung zur unbürokratischen Weitergabe 

durch die Lieferanten nicht nur für Senkungen der Netzentgelte greift, sondern auch für den 

Fall von deren Erhöhung. Dies gilt in besonderem Maße vor dem Hintergrund des § 24c Abs. 5 

EnWG-E, der eine unterjährige Anpassung der Netzentgelte ermöglicht. 
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Die Netzentgelte sind generell genauso wie die Umlagen und Abgaben von den Stromlieferan-

ten nicht beinflussbar und werden als reiner Durchlaufposten an die Kunden weitergegeben. 

Das heißt, auch im Falle einer Kostenerhöhung dieser nicht beeinflussbaren Preiskomponen-

ten nimmt der Stromlieferant keine von ihm veranlasste Preisänderung vor, sondern reicht le-

diglich die staatlich bzw. regulatorisch veranlassten Änderung der Kostenänderungen unver-

ändert weiter. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass einzelne Umlagen und Abgaben durch 

Entscheidungen des Gesetzgebers mittlerweile mehrfach im Jahr geändert werden, muss es 

für die Energielieferanten aus wirtschaftlichen Gründen möglich sein, nicht beeinflussbare 

Kostenbestandteile durch eine einfache Kostenwälzung an die Kundinnen und Kunden weiter-

zugeben.  aus wirtschaftlichen Gründen möglich sein, nicht beeinflussbare Kostenbestandteile 

durch eine einfache Kostenwälzung an die Kundinnen und Kunden weiterzugeben.    

Ebenso wäre es folgerichtig, mit Blick auf zukünftige Entwicklungen, die Möglichkeit einer un-

komplizierten Weitergabe der Höhe der Stromsteuer und Konzessionsabgaben zu berücksich-

tigen. Damit wäre auch ein Gleichklang bei der Behandlung nicht vom Lieferanten beeinfluss-

barer Kostenbestandteile gegeben.   

BDEW-Formulierungsvorschlag 

§ 41 Abs. 6 EnWG-E sollte wie folgt geändert werden: 

„Bei unveränderter Weitergabe von umsatzsteuerlichen Mehr- oder Minderbelastungen, die sich aus 

einer gesetzlichen Änderung der geltenden Umsatzsteuersätze ergeben sowie bei unveränderter Wei-

tergabe von Mehr- oder Minderbelastungen aufgrund einer Absenkung des Saldos der Kalkulationsbe-

standteile nach § 40 Absatz 3 Nummer 3 1 bis 5, bedarf es keiner Unterrichtung nach Absatz 5 Satz 1 

und 2; dabei entsteht kein außerordentliches Kündigungsrecht nach Absatz 5 Satz 4.“ 

➢ Bundeszuschüsse nicht auf ein Jahr beschränken 

Für eine bessere Planungssicherheit sowohl seitens der Übertragungsnetzbetreiber, der Netz-

betreiber und der Lieferanten aber auch und vor allem seitens der Strombezugskunden regt 

der BDEW an, eine Regelung für einen Bundeszuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten 

nicht auf ein Kalenderjahr zu beschränken. Vielmehr sollte eine solche Regelung für die kom-

menden Jahre erfolgen, da in naher Zukunft nicht absehbar ist, dass die Netzkosten und die 

damit einhergehenden Netzentgelte sinken werden.  

 

 

 


